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Auf Grund von § 16 der Satzung erlässt das Präsidium des TDV folgende 
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§ 1 Geltungsbereich  

Diese GO regelt insbesondere:  
a) die Stimmenverteilung auf der Mitgliederversammlung,  

b) die Entsendung von Vertreter der Mitglieder zur 
Mitgliederversammlung,  

c) den Ausschluss von Mitgliedern,  

d) die Grundsätze von Wahlen und Abstimmungen in den Organen des 
TDV,  

e) Begriffsbestimmungen.  

f) Wahlordnung 

 
§ 2 Stimmenverteilung in der Mitgliederversammlung 

Jedes Mitglied gemäß §5 Absatz 1 und 2 Buchstaben der Satzung hat in 
der Mitgliederversammlung für jeweils angefangene „Acht“, beim TDV 

gemeldete Einzelmitglieder eine Stimme, eine Zusatzstimme als Mitglied 
im LSB und eine Zusatzstimme pro angefangene 5 Jugendspieler unter 18 

Jahren. Darüber hinaus hat jedes Präsidiumsmitglied lt. § 2 der 
Geschäftsordnung des Präsidiums und § 15 Absatz 1 der Satzung eine 

Stimme.  
 

§ 3 Entsendung von Vertreter der Mitglieder zur 

Mitgliederversammlung  
(1) Den Mitgliedern steht es frei, ob sie entsprechend ihrer 

Stimmenzahl nach § 2 Vertreter zur Mitgliederversammlung 
entsendet oder nur einen Vertreter der Mitglieder, der die 

Stimmen nach § 2 auf sich vereinigt. Eine andere Anzahl ist nicht 
möglich.  

(2) Entsendet ein Mitglied mehrere Vertreter, so können diese unter 
Beachtung von Absatz 3 unterschiedlich abstimmen.  

(3) Die Mitglieder können ihre Vertreter der Mitglieder an Weisungen 
binden. Halten sich Vertreter nicht an diese Weisungen, hat dies 

nicht die Ungültigkeit der Beschlüsse zur Folge.  
(4) Ist der Vorstandsvorsitzende oder stellvertretende 

Vereinsvorsitzender eines Mitgliedsvereins nicht Vertreter, so 
haben die Vertreter der Mitglieder dieses Mitgliedes vor Beginn 

der Mitgliederversammlung dem Versammlungsleiter eine 

Bestätigung ihrer Entsendung vorzulegen. Im Zweifel haben sie 
ihre Identität nach zu weisen. Die Bestätigung kann durch den 

Präsidenten/ stellvertretenden Präsidenten des Mitgliedsvereins 
auch mündlich oder fernmündlich erfolgen.  

 
§ 4 Ausschluss von Mitgliedern  

(1) Der Ausschluss eines Mitgliedes gemäß § 8 der Satzung kann 
insbesondere dann erfolgen, wenn:  

a. es trotz mehrfacher Mahnung mit seinen Beiträgen im 
Rückstand bleibt; das Nähere regelt die Finanzordnung,  
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b. es trotz mehrfacher Mahnung an seiner Spielstätte 

unsportliches Verhalten duldet oder fördert; das Nähere regelt 
die Disziplinarordnung.  

(2) Es können auch Einzelmitglieder von offiziellen Veranstaltungen 
etc. ausgeschlossen werden. 

(3) In der schriftlichen Aufforderung nach § 8 Absatz 2 der Satzung 

ist dem Mitglied mindestens 14 Tage Zeit zu geben von seinem 
Recht auf Gehör Gebrauch zu machen.  

(4) Ist das auszuschließende Mitglied auf der Mitgliederversammlung, 
auf der die Entscheidung getroffen wird, nicht anwesend, so 

erfolgt die Bekanntgabe der Entscheidung über den Ausschluss 
durch den Versand des Protokolls der Mitgliederversammlung, auf 

der der Ausschluss beschlossen wurde. Erfolgt der Versand des 
Protokolls auf dem Postweg, so beginnt die Frist nach § 8 Absatz 

2 der Satzung am dritten Tag nach Versand zu laufen.  
(5) Die Entscheidung des Präsidiums über die Beschwerde gegen den 

Ausschluss ist dem ausgeschlossenen Mitglied unter Angabe der 
Gründe schriftlich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe kann auch 

auf elektronischem Wege gemäß § 14 Absatz 2 Satz 1 erfolgen, § 
10 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht.  

 

§ 5 Abberufung von Präsidiumsmitgliedern 
(1) Die Mitgliederversammlung kann durch Wahl Mitglieder des 

Präsidiums von ihrem Amt abberufen (§ 13 Absatz 1 h. der 
Satzung). Mitglieder des geschäftsführenden Präsidiums können 

nur durch die Wahl eines neuen Mitgliedes abberufen werden.  
(2) Eine Abberufung ist nur möglich, wenn mindestens ein Drittel der 

Mitglieder nach § 5 Absatz 1 und 2 der Satzung, dies nach § 13 
Absatz 1 h. der Satzung beantragt oder wenn das Präsidium ohne 

Beteiligung des betroffenen Mitgliedes dies beantragt.  
(3) Sieht sich das Präsidium nicht in der Lage, weiterhin mit dem 

betroffenen Mitglied des Präsidiums vertrauensvoll zusammen zu 
arbeiten, hat es eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

zum Zweck der Abberufung einzuberufen.  
(4) Ein abberufenes Präsidiumsmitglied kann für die Dauer seiner 

ursprünglichen Amtszeit und zwei Jahre darüber hinaus nicht 

wieder in das Präsidium gewählt werden.  
(5) Ab dem Eingang eines Antrages auf Abberufung eines 

Präsidiumsmitgliedes oder der Beschlussfassung des Präsidiums 
hierüber ruht das Amt des betroffenen Präsidiumsmitgliedes bis 

zur Entscheidung über die Abberufung.  
 

§ 6 Wahlen und Abstimmungen  
(1) Ist keine Wahl vorgeschrieben, so wird per Handzeichen 

abgestimmt. Beinhaltet ein Beschluss einen besonderen Vor- 
oder Nachteil für ein einzelnes, bestimmtes stimmberechtigtes 
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Mitglied des beschließenden Gremiums, darf dieses an der 

Abstimmung nicht teilnehmen, jedoch an Wahlen.  
(2) Für eine Wahl sind vom wählenden Gremium zwei Wahlhelfer zu 

bestimmen. Sie führen die Wahl durch. Wahlhelfer dürfen sich 
selbst nicht zur Wahl stellen. Wahlen sind geheim, Absatz 3 Satz 

2 findet auf sie keine Anwendung.  

(3) Das Ergebnis der Wahlen und Abstimmungen ist im Protokoll 
festzuhalten. Auf Antrag eines stimmberechtigten Mitgliedes des 

Gremiums kann das Gremium beschließen, dass das 
Abstimmungsverhalten namentlich festgehalten wird, jedoch 

nicht das Wahlverhalten. Dem Antrag eines stimmberechtigten 
Mitgliedes des Gremiums, dass sein Abstimmungsverhalten 

namentlich festgehalten wird, ist statt zu geben.  
 

§ 7 Grundsatz der Wahlen 
(1) Wahlen sind grundsätzlich offen. Hiervon kann nur abgewichen 

werden, wenn mindestens Ein Viertel der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder eine geheime Wahl fordern. Beantragt 

ein Wähler, dass sein Wahlverhalten namentlich festgehalten 
werden soll, ist dem statt zu geben.  

 

§ 8 Wahlhelfer  
(1) Der Leiter des wählenden Gremiums bestimmt für die 

Durchführung der Wahl zwei Wahlhelfer und gibt diesen eine Kopie 
dieser Ordnung zur Hand. Die Wahlhelfer müssen nicht Mitglied des 

Gremiums sein.  
(2) Die Wahlhelfer dürfen sich selbst nicht zur Wahl stellen. Wird 

ein Wahlhelfer als Kandidat vorgeschlagen und erklärt er, dass er im 
Falle der Wahl das Amt annehmen würde, ist für ihn ein anderer 

Wahlhelfer zu bestimmen.  
(3) Die Wahlhelfer nehmen die Vorschläge nach § 10 entgegen 

und prüfen, ob die Kandidaten nach § 9 wählbar sind. Sie fragen die 
Kandidaten vor Durchführung der Wahl, ob sie im Falle ihrer Wahl 

diese annehmen würden. Verneint ein Kandidat dies oder ist er nicht 
wählbar, wird er von der Kandidatenliste gestrichen.  

(4) Die Wahlhelfer verteilen vor jedem Wahlgang nicht 

gekennzeichnete Stimmzettel für diesen. Jedes Mitglied des 
Gremiums erhält so viele Stimmzettel, wie es Stimmen hat.  
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(5) Nach erfolgtem Wahlgang zählen die Wahlhelfer nach einander 

und unabhängig voneinander die Stimmzettel aus. Sie stellen fest, 
ob die Wahl gültig ist (§ 2 Absatz 2). Sind sie sich über das Ergebnis 

der Wahl uneinig, entscheidet der Leiter des Gremiums. Die 
Wahlhelfer verkünden das Ergebnis der Wahl.  

 

§ 9 Wählbarkeit; Wahlrecht  
Wählbar sind nur natürliche Personen, die das 18te Lebensjahr vollendet 

haben und die Mitglied des TDV sind oder deren Einzelmitglieder. Für die 
Wahl des Jugendwarts gilt abweichend hiervon ein Mindestalter von 16 

Jahren, § 112 BGB gilt sinngemäß. Wählen darf jedes anwesende, 
stimmberechtigte Mitglied des Gremiums.  

 
§ 10 Wahlvorschläge  

Jedes stimmberechtigte Mitglied des Gremiums kann Personen, die nach § 
9 wählbar sind zur Wahl vorschlagen (Kandidaten), auch sich selbst. Ist 

das stimmberechtigte Mitglied des Gremiums nicht anwesend, kann der 
Vorschlag auch schriftlich oder in elektronischer Form beim Leiter der 

Versammlung eingereicht werden (Eingang vor Versammlungsbeginn). Ist 
der Kandidat nicht anwesend, ist er nur wählbar, wenn er im Voraus 

schriftlich oder in elektronischer Form für den Fall seiner Wahl diese 

angenommen hat. In den Fällen der Sätze 2 und 3 ist das genaue Amt an 
zu geben. Es können nur die vorgeschlagenen Kandidaten gewählt 

werden, es sei denn, es wurde nur einer oder gar keiner vorgeschlagen.  
 

§ 11 Wahlergebnis  
(1) Gewählt ist der Kandidat, der die meisten Stimmen auf sich 

vereinigt. Lehnt er die Annahme der Wahl ab, ist die Wahl ungültig. 
Ist sie im Wiederholungsfall wieder ungültig, bleibt das 

entsprechende Amt vakant. Vereinigen zwei oder mehr Kandidaten 
gleich viele Stimmen und ist diese Anzahl die größte, so wird eine 

Stichwahl zwischen diesen durchgeführt. Die Stichwahl ist insgesamt 
bis zu drei Mal durchzuführen. Steht dann noch kein Ergebnis fest, 

ist die Wahl ungültig, das entsprechende Amt bleibt vakant.  
(2) Entgegen Absatz 1 Satz 1 ist bei der Wahl des Präsidenten 

derjenige Kandidat gewählt, der mehr als die Hälfte der 

abgegebenen, gültigen Stimmen auf sich vereinigt (absolute 
Mehrheit). Erreicht dies kein Kandidat im ersten Wahlgang, wird 

eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten durchgeführt, die 
die meisten gültigen Stimmen erhielten. Gewählt ist dann, wer mehr 

Stimmen als der andere erhält. Die Stichwahl ist so lange zu 
wiederholen, bis einer gewählt ist.  

(3) Die Stimmzettel sind bis zur Genehmigung des Protokolls vom 
Protokollführer auf zu bewahren. Dabei muss sichergestellt werden, 

dass nachvollzogen werden kann, welcher Stimmzettel für welchen 
Wahlgang verwendet wurde.  
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§ 12 Besonderheiten  

(1) Ist nur ein Kandidat vorgeschlagen worden, so kann mit  
a. „Ja“ oder eindeutig Sinngleichem, insbesondere dem Namen 

des Kandidaten,  

b. „Nein“ oder eindeutig Sinngleichem oder  

c. dem Namen einer anderen, anwesenden, wählbaren Person 

gestimmt werden. Im Falle des Buchstaben c) wird sie 
Kandidat für weitere Wahlgänge. In jedem Falle ist ein 

Kandidat nur gewählt, wenn er mindestens drei Zehntel der 

abgegebenen, auch ungültigen Stimmen auf sich vereinigt.  

- Trat Buchstabe c) ein, so wird ein neuer Wahlgang mit den dann 
vorhandenen Kandidaten durchgeführt, es sei denn alle Kandidaten nach 

Buchstabe c) erklären, dass sie eine Wahl nicht annehmen würden. In 
letzterem Fall ist die Wahl ungültig, das Amt bleibt vakant. 

- Trat Buchstabe c) nicht ein, ist die Wahl ungültig, das Amt bleibt vakant.  

Trat Buchstabe c) nicht ein und entfielen auf Buchstabe b) mehr Stimmen 

als auf Buchstabe a), ist niemand gewählt, das Amt bleibt vakant.  
(2) Ist kein Kandidat vorgeschlagen worden, beschließt das 

Gremium, ob dennoch eine Wahl durchgeführt werden oder das Amt 
vakant bleiben soll. Wird die Durchführung einer Wahl beschlossen 

so gilt:  
a. Es kann mit dem Namen einer jeden anwesenden, wählbaren 

Person gestimmt werden.  

b. Enthält kein Stimmzettel den Namen einer Person nach 

Buchstaben a), ist die Wahl ungültig, das Amt bleibt vakant.  

c. Hat niemand nach Buchstabe a) mindestens drei Zehntel der 
abgegebenen, auch ungültigen Stimmen auf sich vereint, so 

wird ein weiterer Wahlgang mit allen nach Buchstabe a) 
genannten als Kandidaten durchgeführt. Vorher sind diese 

Kandidaten zu fragen, ob sie im Falle der Wahl diese 
annehmen würden. Jeder von ihnen, der dies verneint, fällt 

aus der Wahl. Bleibt danach kein Kandidat übrig, ist die Wahl 

ungültig, das Amt bleibt vakant.  

d. In allen anderen Fällen ist gewählt der die meisten Stimmen 

auf sich vereinigt. § 6 Absatz 1 Sätze 4 bis 6 gelten 

entsprechend.  

(3) Erhalten bei der Wahl des Präsidenten mehr als zwei 
Kandidaten gleich viele meiste Stimmen, so ist in der Stichwahl 

zwischen diesen derjenige gewählt, der die meisten Stimmen auf 
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sich vereinigt. Erhalten in der Stichwahl mehrere Kandidaten gleich 

viele meiste Stimmen, so fallen für die nächste Stichwahl diejenigen 

Kandidaten weg, die nicht mit den meisten Stimmen erhielten.  

§ 13 Amtsantritt  

Die Amtszeit der Gewählten beginnt mit Beendigung der 
Versammlung/Sitzung auf der sie gewählt wurden, die der Amtsvorgänger 

endet dann. Das Gremium kann anderes beschließen.  
 

§ 14 Schriftlichkeit  
(1) Fordert die Satzung oder eine Ordnung des TDV die 

Schriftlichkeit, so ist diese gegeben, wenn das Schriftstück die 
eigenhändige Unterschrift eines Unterschriftsberechtigten trägt. 

Dies gilt nicht für §6.  
(2) Beginnt durch ein Schriftstück nach Absatz 1 eine Frist zu laufen 

oder muss dieses innerhalb einer Frist vorliegen, so ist dies auch 
gewahrt, wenn es in elektronischer Form (E-Mail) vorliegt. In 

diesem Fall ist das Original-Schriftstück unverzüglich nach zu 

reichen.  
(3) Sieht diese Ordnung oder eine andere Ordnung des TDV 

„elektronisch Form“ bzw. „auf elektronischem Weg“ vor, so ist 
dies mit Ausnahme des Absatzes 2 gewährleistet, wenn die 

Übermittlung per einfacher E-Mail erfolgt.  
 

§ 15 Erreichbarkeit; Verhinderung 
(1) Die Meldung nach §3 Absatz 4 muss folgende Angaben enthalten:  

a. Die Postanschrift und falls vorhanden Telefonnummer und  
E-Mail-Adresse des Vereins und  

b. die Namen der Mitglieder des Gremiums, das dem 
geschäftsführenden Präsidium des TDV entspricht sowie deren 

Postanschrift und falls vorhanden Telefonnummer und  
E-Mail-Adresse.  

Eine Änderung dieser Daten ist dem Präsidium des TDV 

unverzüglich mitzuteilen. Das Präsidium des TDV stellt die 
Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften sicher.  

(2) Die Mitglieder des Präsidiums teilen ihre Daten entsprechend 
Absatz 1 Satz 1 den Mitgliedern des TDV mit. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend.  
(3) Ein Mitglied des Präsidiums gilt als verhindert, wenn es seine 

Verhinderung seinem Stellvertreter mitteilt oder nicht zur 
erforderlichen Zeit erreichbar ist.  

 
§ 16 Tagesordnung der Mitgliederversammlung und Protokoll  

(1) Die endgültige Tagesordnung der Mitgliederversammlung ist den 
Mitgliedern des TDV bis spätestens zehn Tage vor der 

Mitgliederversammlung schriftlich oder in elektronischer Form (§ 
14 Absatz 2 Satz 1) weiterzuleiten. Sie ist den Vertreter der 
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Mitglieder auf der Mitgliederversammlung auf Verlangen 

auszuhändigen.  
(2) Dringlichkeitsanträge und verspätete Anträge zur Tagesordnung 

der Mitgliederversammlung sind nicht zulässig, wenn dadurch:  

a. Wahlen herbeigeführt werden sollen oder  

b. die Satzung geändert oder neu gefasst werden soll.  

(3) Absatz 2 Buchstabe a) gilt nicht für die Abberufung von 
Mitgliedern des erweiterten Präsidiums, wenn:  

a. das Mitglied sich einer besonders schweren Missachtung der 

Satzung oder einer Ordnung des TDV schuldig gemacht hat 
oder  

b. gegen das Mitglied ein Strafverfahren eingeleitet wurde, das 

im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als Mitglied des 
Präsidiums steht und  

c. kein neues Mitglied für das abzuberufende gewählt werden 
soll.  

(4) Die Niederschriften der Mitgliederversammlungen nach § 12 
Absatz 9 der Satzung sind allen Mitgliedern des TDV zu 

übermitteln. Gehen innerhalb von 30 Tagen nach Versand keine 
Widersprüche beim Präsidium ein, gilt die Niederschrift als 
genehmigt.  

 

 

 
§ 17 Inkrafttreten  

Diese Ordnung tritt am Tag nach der Gründung des TDV in Kraft. 
Verweigert die Mitgliederversammlung die Bestätigung nach § 13 Absatz 1 

der Satzung, so gelten nur die Regelungen als nicht in Kraft getreten, 
deren wegen die Bestätigung verweigert wurde.  

 
 

___________________________________________________________ 
Vize- / Präsident       weiteres Präsidiumsmitglied  


